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Neuregeiung der Gewinnabführung der Deutschen Bundesbank im 
Regierungsentwurf zum Bundeshaushait 1989 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 26. Ok- 
tober 1 988 - II A 1 - H 1322 - 67/88 - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

1. Nach dem bisherigen System führen Mehreinnahmen beim 
Anteil des Bundes am Reingewinn der Deutschen Bundesbank 
(im folgenden: Bundesbankgewinn) im Ist sowohl zu einer Ver- 
minderung der Bruttokreditaufnahme als auch zu einer Ver- 
minderung der Nettokreditaufnahme. Ein erheblicher Anstieg 
des Bundesbankgewinns über den als dauerhaft zu erwarten- 
den Betrag hinaus verdeckt daher die tatsächliche Entwicklung 
der Haushaltssituation. 

Ein Beispiel hierfür ist die Entwicklung des Bundeshaushalts 
während der Endphase der SPD-geführten Bundesregierung in 
den Jahren 1981 und 1982. Die Nettokreditaufnahme konnte 
im Jahre 1982 nur deshalb auf dem Niveau des Vorjahres 
(1981: 37,4 Mrd. DM, 1982: 37,2 Mrd. DM) gehalten werden, 
v/eü der Bundesbankgewinn im Jahr 1982 sprunghaft von 
2,3 Mrd. DM auf 10,5 Mrd. DM gestiegen war. 

2. Auch nach dem neuen System vermindern Mehreinnahmen 
beim Bundesbankgewinn die Bruttokreditaufnahme. Aller- 
dings wird jetzt nicht mehr die Nettokreditaufnahme abge- 
senkt. Die Mehreinnahmen werden vielmehr unmittelbar zur 
Tilgung fälhger Altschulden eingesetzt. 
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Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß Mehreinnahmen beim 
Bundesbankgewinn keine dauerhafte Grundlage zur Finanzie- 
rung neuer Aufgaben bilden. Der Zwang zu weiterhin spar- 
samer Haushaltswirtschaft bleibt erhalten. 

Gleichzeitig vermeidet das neue System, daß starke jähr- 
liche Schwankungen ungefedert auf die Nettokreditaufnahme 
durchschlagen. Angesichts der Unsicherheit über die Höhe des 
zu erwartenden Bundesbankgewinns und im Interesse der Ver- 
stetigung dieser Einnahme im Bundeshaushalt wird der Bun- 
desbankgewinn künftig auf mittlerem Niveau veranschlagt. 

3. Rechtliche Grundlage für das neue System ist eine Ergänzung 
von § 2 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes um folgenden Satz 2: 

„Mehreinnahmen bei Titel 121 04 im Kapitel 60 02 sind zur 
Tügung fälliger Schulden zu verwenden und vermindern die 
Ermächtigung nach Satz 1." 

Die Finanzierungsübersicht und der Kreditfinanzierungsplan 
werden angepaßt. 

4. Mehreinnahmen beim Bundesbankgewinn werden im Haus- 
haltsvollzug zunächst in voller Höhe beim Einnahmetitel Bun- 
desbankgewinn (Kapitel 60 02 Titel 121 04) verbucht und dann 
in Ausführung der neuen Regelung in § 2 Abs. 2 Haushaltsge- 
setz den Einnahmen in der Finanzierungsübersicht als Dek- 
kungsmasse für die Schuldentilgung zugeführt. 

5. Die Neuregelung führt im Gegensatz zum bisherigen System 
im Falle von Mehreinnahmen beim Bundesbankgewinn zu kei- 
ner Erhöhung des Kreditaufnahmespielraums des Bundes. § 2 
Abs. 2 Satz 2 des Haushaltsgesetzes schreibt ausdrückhch vor, 
daß die Mehreinnahmen die Kreditermächtigung vermindern. 
Der Kreditrahmen des Bundes wird also abgesenkt. 

Keinesfalls wird, wie in der Vorbemerkung der Kleinen An- 
frage behauptet, das Budgetrecht des Parlaments beschränkt. 
§ 2 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs zum Haushaltsgesetz 1989 regelt 
die Verwendung der Mehreinnahmen eindeutig. Mit der 
Beschlußfassung über das Haushaltsgesetz übt das Parlament 
auch insoweit sein Budgetrecht aus. 

6. Das neue System ist in der öffenthchkeit durchweg begrüßt 
worden. Der Bundesrechnungshof bezeichnet die Neuregelung 
in seinen Bemerkungen 1988 zur Haushalts- und Wirtschafts- 
führung finanzwirtschafthch als Fortschritt. 

1. Welche sachlichen und sonstigen Gründe veranlassen die Bundes- 
regierung gerade zum jetzigen Zeitpunkt zu der Neuregelung in § 2 
Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs zum Haushaltsgesetz 1989? 

Die nicht vorhersehbare Entwicklung auf den Devisenmärkten 
Ende 1987, die am 31. Dezember 1987 zum historischen Tiefst- 
stand des Dollars von 1,5815 DM führte, und das damit zusam- 
menhängende fast völhge Ausbleiben des Bundesbankgewinns 
haben eindringhch gezeigt, daß eine exakte Vorausschätzung des 
Bundesbankgewinns nicht möghch ist. 
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Die Bundesregierung hat daher beschlossen, den Bundesbankge- 
winn künftig nur noch auf mittlerem Niveau zu veranschlagen. 
Darüber hinaus möghche aber mit besonderer Unsicherheit be- 
haftete Mehreinnahmen werden nicht mehr als verläßhche Quelle 
der Aufgabenfinanzierung eingeplant. 


2. Wie wirken sich die zum Abbau fälliger Schulden verwendeten 
Mehreinnahmen aus der Gewinnabführung der Deutschen Bundes- 
bank künftig auf die Höhe der Nettokreditermächtigung, auf die 
Brutto- und Nettokreditaufnahme in Soll und Ist, auf den Schulden- 
stand sowie auf den Finanzierungssaldo des Bundes aus? 


Kommt es im Verlauf des Haushaltsjahres zu Mehreinnahmen aus 
dem Bundesbankgewinn, werden diese zur Tilgung fälhger 
Schulden verwendet. Dadurch wird die Bruttokreditaufnahme 
verringert und der Schuldenstand steigt entsprechend geringer 
an. Die Höhe der Nettokreditermächtigung, der Nettokreditauf- 
nahme und des Finanzierungssaldos bleiben davon unberührt. 


3. Wie und an welcher Stelle im Bundeshaushalt werden Aufkommen 
und Verwendung nicht veranschlagter Mehreinnahmen erfaßt, und 
wie werden die Mehreinnahmen insbesondere in der Finanzie- 
rungsübersicht (Teü II des Gesamtplans) betragsmäßig dargestellt? 


In der Finanzierungsübersicht (Teil II des Gesamtplans) sind im 
Soll Buchungsstellen ohne Betrag vorgesehen. Im Haushaltsvoll- 
zug werden die tatsächhchen Mehreinnahmen betragsmäßig als 
Einnahmen und als Ausgaben zur Schuldentilgung in der Finan- 
zierungsübersicht dargestellt und entsprechend gebucht. 


4. Werden Mehreinnahmen aus der Gewinnabführung der Deutschen 
Bundesbank für zusätzhche Fügungen von Altschulden vor Fälüg- 
keit verwandt, oder werden nur die faltigen Schulden des laufen- 
den Haushaltsjahres getilgt? 


Gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1989 
werden die Mehreinnahmen nur zur Tilgung fälliger Schulden 
verwendet. 


5. Ist es richtig, daß zusätzliche Fügungen aus nicht veranschlagten 
Mehreinnahmen eines Jahres für sich genommen automatisch zu 
einer Erhöhung der effektiv verfügbaren Nettokreditermäch- 
tigungen im Folgejahr führen? 


Nein. 


6. Warum sieht die Bundesregierung nicht eine Regelung im Haus- 
haltsgesetz 1989 vor, die eine Übertragung nicht ausgeschöpfter 
Nettokreditermächtigungen eines Jahres auf das Folgejahr in Zu- 
kunft ausschließt? 


In § 18 Abs. 3 BHO ist die Übertragung von Kreditermächtigungen 
in das nächste Haushaltsjahr gesetzhch geregelt. Die Bundes- 
regierung sieht keinen Anlaß, diese bewährte Regelung zu än- 
dern. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen. 
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7. Welche national und international gebräuchlichen Definitionen der 
Begriffe Nettokreditaufnahme, Bruttokreditaufnahme, Finanzie- 
rungssaldo, Schuldenzuwachs und Schuldenstand sind der Bundes- 
regierung bekannt? 


Die nationalen Abgrenzungen der Begriffe Nettokreditaufnahme, 
Brutto kreditauf nähme, Finanzierungssaldo, Schuldenzuwachs 
und Schuldenstand sind sehr unterschiedhch. 

Dies liegt daran, daß Staatsaufbau und damit Art und Umfang der 
staathchen Tätigkeit von Land zu Land verschieden sind. Zudem 
sind die Methoden, wie die Haushaltsdaten gewonnen und darge- 
stellt werden, nicht einheitlich. So umfaßt beispielsweise der in 
Großbritannien übhche Begriff „public sector borrowing require- 
ment“ den gesamten öffentlichen Sektor: Zentralstaat, kommu- 
nale Gebietskörperschaften, Sozialversicherung, öffentliche Be- 
triebe einschließlich der Privatisierungserlöse. In den USA und 
Kanada wird die Sozialversicherung schwergewichtig im Haus- 
halt des Zentralstaats geführt, so daß sich dort entsprechend 
andere Werte ergeben. 

Die EG-Kommission, die OECD und der Internationale Währungs- 
fonds erstellen regelmäßig Übersichten über die öffentliche Kre- 
ditaufnahme in ihren Mitghedsländern. Obwohl dabei der Ver- 
such gemacht wird, möglichst einheitliche Abgrenzungsmerk- 
male zu verwenden, gibt es auch hier erhebliche methodische 
Schwierigkeiten. 


8. Wie wird die Bundesregierung zukünftig die Begriffe Nettokredit- 
aufnahme, Bruttokreditaufnahme, Finanzierungssaldo, Schulden- 
zuwachs und Schuldenstand definieren? 

9. Hält die Bundesregierung ihre neuen Definitionen für volkswirt- 
schaftlich sinnvoll? 


Wie bisher allgemein üblich, ergibt sich auch künftig 

— der Finanzierungssaldo aus der Differenz von Gesamtausgaben 
und Gesamteinnahmen. 

— Die Nettokreditaufnahme errechnet sich aus dem Finanzie- 
rungssaldo abzüglich der Münzeinnahmen. 

— Die Bruttokreditaufnahme stellt die Summe aus Nettokredit- 
aufnahme und den Fügungen dar, die über den Kreditmarkt 
refinanziert werden. 

— Der Schuldenstand ergibt sich aus der Summe der Verbindlich- 
keiten des Bundes zu einem bestimmten Zeitpunkt. 

— Der Schiüdenzuwachs ist die Differenz zwischen den Schul- 
denständen zu verschiedenen Zeitpunkten. 

Werden mögliche Mehreinnahmen aus dem Bundesbankgewinn 
zur unmittelbaren Tilgung fälliger Schulden verwendet, weichen 
Nettokreditaufnahme und Schuldenzuwachs voneinander ab. Un- 
terschiede zwischen diesen beiden Größen gab es aber auch 
bisher bereits, u. a. aufgrund von unterschiedhchen Abgrenzun- 
gen und Verbuchungszeitpunkten sowie von Schiüdenüber- 
nahmen. 
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10. Werden sich das Statistische Bundesamt, die Deutsche Bimdesbank 
sowie die Wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute und 
sonstige Anwender finanzstatistischer Daten der Neudefinition der 
Bundesregierung anschließen, bzw. ist der Bundesregierung be- 
kannt, wie die Neuregelung von diesen bewertet wird? 

11. Wird die neue Darstellungsweise der Nettokreditaufnahme bzw. 
des Defizits des Bundes auch in den zusammengefaßten Darstellun- 
gen der Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden sowie des 
öffentlichen Gesamthaushalts und der Staatsverschuldung ange- 
wendet werden? Wenn ja, ist dies mit den Ländern und Gemeinden 
abgestimmt worden? 

12. Wird die Bundesregierung auch in Zukunft Zahlen über die Netto- 
und Bruttokreditaufnahme, den Finanzierungssaldo und Schulden- 
stand nach altem Recht vorlegen, damit für Langfristbetrachtungen 
vergleichbares und aussagefähiges Zahlenmaterial vorhegt, oder 
wird sie die Vergangenheitsdaten rückwirkend berichtigen? 

13. Wird die Bundesregierting ihre Zahlen über Netto- und Bruttokre- 
ditaufnahme, Finanzierungssaldo imd Schuldenstand zukünftig be- 
reinigen müssen, um sie international vergleichbar zu machen? 

14. Ist der Bundesregierung bekannt, wie die OECD, der IWF und 
andere internationale Institutionen, die regelmäßig vergleichende 
Länderübersichten zu den wesenüichen wirtschafüichen und 
finanzstatistischen Daten erstellen, der Neudefinition der Bundes- 
regierung Rechnung tragen werden? 


Die von der Bundesregierung veröffentlichten Angaben zur Ent- 
wicklung des Bundeshaushalts spiegeln alle tatsächlich geflosse- 
nen Finanzströme wider und machen die darin verkörperten 
finanzpolitischen Entscheidimgen sichtbar. 

ln der Finanzstatistik des Statistischen Bundesamtes werden die 
öffentUchen Haushalte statistisch aufbereitet. Die finanzstatisti- 
sche Dcirstellimgsweise des Bundeshaushalts entspricht dabei 
üblicherweise derjenigen der Bundesregierung. 

Die Benutzer der Finanzstaüstik bzw. regierungsamtlicher An- 
gaben zmn Bundeshaushalt sowohl im nationalen als auch im 
internationalen Bereich sind bei der Aufbereitung des statisti- 
schen Datenmaterials völlig imabhängig. Die Zahlenangaben 
zum Bundeshaushalt werden in hinreichend tiefer Untergliede- 
rung veröffentlicht, so daß für jeden Anwender die Möglichkeit 
besteht, die Daten in eine seinen spezifischen Erfordernissen 
entsprechende Abgrenzung umzurechnen. Darüber hinausge- 
hend sind Bereinigungen nicht erforderlich. 


15. Ist die Absicht der Bundesregienmg, 1989 nur einen Teil der tat- 
sächlich erwarteten Gewinnabfühnmg zu veranschlagen, mit dem 
Haushaltsprinzip der Bruttoveranschlagung aller Ausgaben und 
Einnahmen nach Artikel 110 Abs. 1 Gnmdgesetz bzw. § 12 Abs. 1 
Haushaltsgrundsätzegesetz und § 15 Abs. 1 Satz 1 Bundeshaus- 
haltsordnung vereinbar, oder ist daran gedacht, diese Gesetze ent- 
sprechend zu ändern? 

Es trifft nicht zu, daß Artikel HO Abs. 1 Grundgesetz die Brutto- 
veranschlagung aller Ausgaben und E innahm en fordert. Diese 
Vorschrift legt die Vollständigkeit und Ausgeglichenheit des 
Haushaltsplans fest. 

Im übrigen hat die Bundesregierung in dem Entwurf des Bundes- 
haushalts 1989 den Bundesbankgewinn vollständig und brutto in 
der Höhe veranschlagt, in der er mit hinreichender Sicherheit zu 
erwcutenist. 
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16. Wie ist eine bestimmte Veränderung der im Bundeshaushalt veran- 
schlagten Nettokreditaufnahme von einem Jahr zum nächsten zu- 
künftig zu bewerten, wenn sich gleichzeitig die veranschlagte 
Gewinnabführung ändert? 


Veränderungen in -der Höhe des veranschlagten Bundesbankge- 
winns werden wie bisher bei der Höhe der veranschlagten Netto- 
kreditaufnahme berücksichtigt. Für die Bewertung dieses Vor- 
gangs gelten die gleichen Regeln wie bei jeder anderen Verände- 
rung eines Einnahme- oder Ausgabetitels des Bundeshaushalts. 


17. Wie berechnet die Bundesregierung die mögliche Höhe der 
Gewinnabführung, und nach welchen Kriterien und Grundsätzen 
legt die Bundesregierung den Teil der Gewinnabführung fest, der 
künftig nach der vorgesehenen Neuregelung zu veranschlagen ist? 


Die Bundesregierung legt für die Berechnung der möghchen 
Höhe des Bundesbankgewinns Angaben der Deutschen Bundes- 
bank über die Geschäftsentwicklung im laufenden Jahr zu- 
grunde. Der tatsächhche Gewinn kaim erst nach Ablauf des 
Geschäftsjahres festgestellt werden. -Es wird wesenüich von dem 
Wechselkurs des US-Dollars am Bilanzstichtag und einem sich 
daraus eventuell ergebenden Abschreibimgsbedarf auf die Wäh- 
rungsreserven bestimmt. 

Die imsichere Wechselkursentwicklung im Verlauf des jeweiligen 
Geschäftsjahres gebietet nach den bisherigen Erfahrungen einen 
vorsichtigen Ansatz für den Haushalt des folgenden Jahres und 
für die Ansätze im mittelfristigen Finanzplan. 

Im Monatsbericht September 1988 führt die Bundesbank zur 
Höhe des voraussichtlichen Bundesbankgewinns dieses Jahres 
folgendes aus: „Derzeit ist noch keine Aussage darüber möglich, 
wie hoch die Gewinnabführung schließlich ausfallen wird, da vor- 
erst noch offen bleiben müß, wie sich die entscheidenden Bestim- 
mungsfaktoren bis zum Jahresende entwickeln werden." 

18. Strebt die» Bundesregierung mit der vorgesehenen Neuregelung 
eine Verstetigung oder Plafondierimg der veranschlagten Gewinn- 
abführung an? 


Die Bundesregierung beabsichtigt, den Bundesbankgewinn künf- 
tig auf nüttlerem Niveau zu veranschlagen. 


19. Warum verzichtet die Bundesregiening nicht gänzlich auf die Ver- 
anschlagung einer Gewinnabführung der Deutschen Bundesbank 
im Bundeshaushalt? 


Nach dem Vollständigkeitsgrundsatz des Artikels 110 Abs. 1 
Grundgesetz sind alle etatreifen Einriahmen und Ausgaben des 
Bundes in den Haushaltsplan einzustellen. 


20. Worin liegt der sachliche Unterschied zwischen unerwarteten 
Mehreinnahmen bei der Gewinnabführung der Deutschen Bundes- 
bank imd unerwarteten Mehreiimahmen zum Beispiel aus Privati- 
sierungen infolge plötzlidier Änderungen der Aktienkurse oder 
beim Steueraufkommen infolge nicht vorhersehbarer Nachzahlun- 
gen oder konjunktureller Änderungen im In- und Ausland? 


6 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


2 1 . Warum verzichtet die Bundesregierung darauf, unerwartete Steuer- 
mehreinnahmen und Privatisierungsmehrerlöse in gleicher Weise 
durch eine haushaltsgesetzliche Bestimmung zur Tilgung fälliger 
Schulden einzusetzen? 


Der Bundeshaushalt enthält verschiedene Titel, bei denen die 
Höhe der Einnahmen von Unwägbarkeiten abhängig ist. Die Bun- 
desregierung hat die geänderte Veranschlagung auf den Bundes- 
bankgewinn beschränkt, weil dessen Vorausschätzung mit beson- 
ders großer Unsicherheit behaftet ist. 


22. Wie wird die Bundesregierung bei der Berechnung und Veran- 
schlagung von Brutto- und Nettokreditaufnahme verfahren, wenn 
statt Mehreinnahmen gegenüber der veranschlagten Gewinnab- 
führung tatsächlich Mindereinnahmen anfallen, das veranschlagte 
Soll also nicht erreicht wird? 


Mindereinnahmen beim Bundesbankgewinn führen wie jede an- 
dere Mindereinnahme im Bundeshaushalt zu einer Erhöhung der 
Brutto- und Nettokreditaufnahme, soweit nicht entsprechende 
anderweitige Mehreinnahmen oder Minderausgaben vorliegen. 
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